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Entwicklungsländer als Opfter der Agrarpolitiık der

‚Indem dıie stärkeren un reicheren Natıonen jeglichen Imperijalısmus und alle
Absıchten, die eigene Hegemonıie bewahren, überwiınden, mussen S1e sıch für
dıe anderen moralısch verantwortlich fühlen, bıs eın wirklich internatıiıonales SV-
STteEemM geschaffen ISts das sıch auf die Grundlage der Gleichheıit aller Völker un: auf
dıe notwendige Achtung ıhrer legıtımen Unterschiede stutzt“ (SKRS 39) Diesen
moralischen Appell die „stärkeren und reicheren Natıonen“ 1n seıner Enzyklıi-
ka „Sollicıtudo Re1 Socıalıs“ VO 30 Dezember 198 / ll apst Johannes
Paul I8l 1n „konkrete Taten-, 1n ‚eıne Reihe VO notwendıgen Reformen“ (SRS
43) einmünden sehen. ATS der Reformen, „dıe VO der Sıtuation des inter-
natıonalen Ungleichgewichtes gefordert werden“, die Enzyklıka „dıe Re-
torm des internationalen Handelssystems.“ Es „diskrımınıert heute oft die Pro-
dukte der iın den Entwicklungsländern entstehenden Industrıen, während 5 dıe
Produzenten VO  e} Rohstotten entmutigt“ (SRS 43 )

uch die Erklärung „Die internationale Schuldenfrage eıne ethische Heraus-

torderung“ der Kommıissıon Weltkirche der Deutschen Bischofskonfterenz VO

Maı 1985 ordert Retormen des internationalen Handelssystems un verweılst
dabe1 anderem auf die Agrarpolitik der Europäischen Gemeinschaft (EG)

Der tolgende Beıtrag 11 dieses Thema aufgreıten un die Auswirkungen der
GemeLhnmsamen Agrarpolitik der auf die Länder der Dritten Welt analysıeren.
Dabei wiırd der Geme1insamen Agrarpolitik der 1Irz EG-Agrarpolitik,
dıe Markt- un Preispolitik der auf dem Agrarsektor verstanden. Denn sS1e 1St
der einZz1ge€ Bereich der Agrarpolitik, der Zallz aut europäischer Ebene entschie-
den wırd un der unmittelbar den Außenhandel der FG-Länder MIt Agrargutern
bestimmt.

Ziele, Instrumente und Ergebnisse der EG-Agrarpolitik

Artikel 39 des „Vertrags JAHT: Gründung der Europäischen Wırtschaftsgemeıin-
schaft (EWG VO 25 95/ nennt als offizielle Ziele der europäıischen grar-
polıtık dıe Steigerung der Produktivıtät der Landwirtschaft, die Gewährleistung
eiıner ANSCHICSSCHCH Lebenshaltung der Landbevölkerung, die Stabilität der Märk-
O, die Sıcherstellung der Versorgung un die Belıeterung der Verbraucher
SCMMESSCHCH Preısen. Dieser Zielkatalog enthält also keinerle1 inweIls auf eıne

879



Michael Haınz 5J

Verpflichtung, Interessen der Entwicklungsländer berücksichtigen. Allenfalls
iındırekt mMu sıch dıe EG-Agrarpolitik Art 110 des gleichen Vertrags INCSsSEN

lassen, der die Handelsziele der Gemeinschatt tormuliert: ‚Durch die Schaffung
eiıner Zollunion beabsichtigen die Mitgliedsstaaten, 1m gemeınsamen Interesse ZUur
harmoniıschen Entwicklung des Welthandels, ZUrFr schrittweisen Beseıtigung der
Beschränkungen 1mM internationalen Handelsverkehr un: Z Abbau der Zolk
schranken beizutragen.“ Eıiınen och unverbıindlicheren Stellenwert tür die
Agrarpolitık hat dıe Präambel des namlıchen Vertrags, die Vertragspartner 1mM
Rahmen allgemeiner Wıllensbekundungen auch VO dem „Wunsch“ sprechen,
„entsprechend den Grundsätzen der datzung der Vereinten Natıonen den Wohl-
stand der überseeischen Völker Öördern“ Ungeachtet aller hehren Vertrags-

berücksichtigten die tatsächlichen Beschlüsse der EG-Agrarpolitik haupt-
sächlich das Ziel höherer ländlicher Eiınkommen un dıie begrenzten Miıttel des
EG-Haushalts, während die übrıgen Ziele weıtgehend vernachlässıgt wurden!.

Als eıne Art voldene Regel der EG-Agrarpolitik beschlofß der Mınıiısterrat 1960
die rel Prinzıpien des „Grünen Ekuropa”: „Markteinheıt“, das heißt uneinge-
schränkt freier Warenverkehr zwıschen den Mitgliedsstaaten; „Gemeıinnschatts-
präferenz‘, das heißt Vorrang für europäaıische Erzeugung „bei gleichen Be-
dıngungen“; „Tinanzıelle Solıdarıtät“, das heißt gemeınsame Fınanzıerung der
europäıischen Agrarausgaben Aaus dem „Europäischen Ausrichtungs- und (saran-
tietfonds tür die Landwirtschaft“. Gerade der Grundsatz der Gemeinschaftspräfe-
TT steht 1ın starker, vermutlich weıtgehend unreflektierter Spannung FA Artı-
kel 110 und zu  —_ zıtıierten Passage A4Uus der Präambel des EW G-Vertrags.

Für beinahe alle in der ErZeUSgLEN landwirtschaftlichen Guter wurden a
1962 SOSCNANNLEC Marktordnungen eingeführt (deswegen „Marktordnungsgüter“),
die produktspezifisch Aufßenhandelsbestimmungen SOWI1e Umfang un Oorm der
tinanzıellen Unterstützung der Erzeuger testlegen. Aufgrund der Vıelfalt, Kom-
plexıtät un: ständıgen Veränderung diıeser Marktordnungen können jer 1LUFr ıhre
wesentlichen Elemente skizziert werden:

Für eınen Gro(ßfßteil der landwirtschaftlichen Csüter gelten Importbeschrän-
kungen, deren gebräuchlichste orm varıable Abschöpfungen sınd BeIl diesem
Instrument erhebht die auft die ın ıhr Gebiet eingeführten Agrargüter eıne Ab:
xabe 1ın der öhe des Dıfferenzbetrags zwıschen dem jeweılıgen Weltmarktpreis
un dem höheren, polıtısch testgelegten EG-Preıs. Ebenfalls Verwendung tinden
Z ölle SOWIE mengenmäßige Beschränkungen der Importe, welche zu eıl den
Regierungen der Lieterländer 1N orm „Treiwilliger Selbstbeschränkungsabkom-
men  « vertraglıch aufgezwungen werden.

Auf dem Biınnenmarkt strebt die europäıische Agrarpolitık eıne Preisstützung
d' das heißt eıne Preisanhebung auf en Niveau oberhalb des Preıises, der siıch hbe]
völlıg treiem Markt ergeben wuüurde. Als Miıttel a7ıı dıenen ıhr die Festlegung VO  a

Höchstpreisen („Richtpreisen“) un gyarantıerten Mındestpreisen („Interventions-
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preisen“), andere Formen produktgebundener Subventionen SOWI1e die CNANNILCN
Mafßßnahmen ZUuUf Beschränkung der Importe.

Die EG-ınterne Preisstützung führt eınerseıts Z Produktion VO ber-
schüssen un: erschwert andererseıts deren Absatz auf dem Weltmarkt, da der
Weltmarktpreıs iın der Regel den EG-Binnenpreıs weıt unterschreıtet. Ende 1981

lagen beispielsweıse die Weltmarktpreise ftür Milchprodukte un Getreide
rund 3() Prozent, für Zucker und Rındfleisch rund Prozent den
Binnenpreıisen?. Wıll also die solche Agrarguter ausführen, mufß S1E ıhren E x-

porteuren hohe Subventionen („Exporterstattungen ) zahlen.
Preisstützung un Produktivıtätssteigerungen ührten Zuwachsraten der

andwirtschattliıchen Produktion VO ELW Z Prozent PIO JTahr, die deutlich die
Zuwachsraten des Verbrauchs andwirtschaftlicher (zuter VO Prozent

PTro Jahr überstiegen. Damıt wuchs 1M Lauf der eıt der Anteıl der Eigenproduk-
t10on inländischen Verbrauch, also der Selbstversorgungsgrad, und die
wurde ımmer mehr P eiınem Überschußproduzenten un Exporteur landwırt-
schaftlicher Csuter SO stieg Z Beispıel der Selbstversorgungsgrad der be1
Getreide VO 81 (Durchschnitt 1956—1960) auf 128 Prozent (Durchschnitt 198 3—

und be1 Rıindfleisch VA@)}  e 972 auf 112 Prozent 1m gleichen Zeıtraum. Be1 Vn
ker un: Miılch betrugen dıe Selbstversorgungsgrade 1mM Durchschnuitt der Jahre
Sl 132 bzw 136 Prozent, das heißt, C xab Überschüsse 1n öhe VO A
bzw 3() Prozent des inländischen Verbrauchs. Ende 1986 wurden 1n öffentlichen
Lagerhäusern der Agrarguter 1m Wert VO rund 24,2 Milliarden autbe-
wahrt. er Anteıl der Lagerhaltungskosten den Ausgaben der Z Fınan-

zierung ihrer Agrarmarkt- und -preispolitik („Marktordnungsausgaben”) erhöhte
sıch VO O2 Prozent 19/3 auf 2502 Prozent 1986

Miıt steigenden Zahlungen für Lagerhaltung, Überschußbeseitigung und Ex-

porterstattunge n flo{f eın zunehmender Teil der europäischen Agrarausgaben dem
Agrarhandel un der Ernährungsindustrie Z da{ß den Landwirten LLULTL och
rund eın Viertel der EG-Agrarausgaben ZUgQULE kam? 1986 yab dıe Zur Fınan-

zıierung ıhrer Agrarmarkt- und -preispolıitik 47,1 Milliarden auUS, knapp 63
Prozent ıhres Gesamthaushalts. 198 / konnten die Agrarausgaben 1Ur durch be-
sondere £finanztechnische Übergangsregelungen gedeckt werden.

Mıt eıner striıkteren Preispolitik, der Festlegung VO Obergrenzen für den
staatlıchen Aufkauf andwirtschaftlicher Produkte un: eıner erhöhten Mıtverant-

wOortung der Erzeuger versuchte dıe EG-Kommıissıon ın den etzten Jahren den
strukturellen UÜberschüssen, der einkommenspolitischen Unwirksamkeıit und den
unfinanzıerbar werdenden Agrarausgaben entgegenzuwiırken. Unterstutzt WT

den diese Reformbemühungen durch den Druck, den Nicht-EG-Länder 1m Rah-
INECN der laufenden Verhandlungsrunde des Allgemeınen Zall- un Handelsab-
kommens (GATT) auf die ausübten. Be1 dıesen Verhandlungen steht 7A08

erstenmal der Agrarprotektionısmus auf der Tagesordnung.
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Auswirkungen auf die Entwicklungsländer
Beschränkung der Exporte AMUS Entwicklungsländern

Auft doppelte Weıse verkleinert diıe bislang praktızıerte europäıische Agrarpoli-tik potentielle Exporterlöse der Entwicklungsländer: Zum eiınen verschließen
wırksame Eınfuhrbeschränkungen Anbietern A4aus Entwicklungsländern den Sl
SAaNS ZU zunehmend überversorgten Bınnenmarkt der SO importierten bei-
spielsweise dıe EG-Länder zwıschen 967 und 9772 38 Prozent wenıger Markt-
ordnungsprodukte Aaus Entwicklungsländern, als S1€e s hne Gründung der

hätten. Zum andern senken und sıch nıcht wettbewerbsfähige,durch Exporterstattungen jedoch künstlich verbilligte EG-Exportgüter das Welt-
marktpreisnıveau und verdrängen bisherige Anbieter aus Entwicklungsländern
VO Märkten außerhalb der Mindestens Prozent des Preıisvertalls wiıchti-
SC Agrargüter Anfang der achtziger Jahre wırd der Exportsubventionspolitikder angelastet. Die Exporterstattungen der stiegen 1m Lauf der elıt Stan-
dig un machten 1986 mıiıt 15,4 Miılliarden ein Drittel der EG-Marktord-
nungsausgaben AUus. Im Wırtschaftsjahr 986/87 wurden Exporterstattungen ZW1-
schen 234 un: E, PIO Tonne Weızen gezahlt.

Subventionen dieser Größenordnung haben Entwicklungsländer iın der Regelnıchts CNIgEgENZUSECTLZEN. Vielmehr verlieren ıhre landwirtschaftlichen Exportgü-
ter zusätzlıch dadurch Wettbewerbsfähigkeit, da{ß$ S1€e VO  e} ıhren heimischen
RKegierungen mıiı1ıt Exportsteuern belastet werden, die auf diese Eiınnahmequelledrıngend angewıesen Sınd. So verwundert CS nıcht, dafß Entwicklungsländer bei
Marktordnungsprodukten W1e€e Zucker, Rındfleisch, Olıyenöl, Tabak. Zitrus-
früchten un einıgen Gemüsearten ıhre Produktionsvorteile gegenüber der
nıcht usnutfzen können*#.

1ıne Lıberalisierung der EG-Agrarpolitik be] den elt wichtigsten Marktord-
nungsgutern würde die Eiınkommen agrarexportierender Entwicklungsländer
701 Miılliıonen Daollar erhöhen. In dieser Höhe gyehen den Agrarexporteuren der
rıtten Welt durch das 5System der jetzıgen EG-Agrarpolitik Eınkommen verlo-
FCN; WCNnN INa  am} dıe Sıtuation eiıner völlig Lıberalisierten EG-Agrarpolitik YARR Ver-
gleich heranzıeht>. Da dıe Gruppe der Aarmsten Entwicklungsländer aum den
Exporteuren der hıer SCNANNTECN Produkte der gemälsigten OoOne gehört, mulfß S1€e
auch 1Ur ın geringem Ma{fß Erlöseinbußen durch die Exportstrategıe der hın-
nehmen. Dıie Hauptlast Lıragen dıe rt_ un einkommensstärkeren Entwick-
lungsländer. Ihnen gehen Exporterlöse verloren, dıe gerade S1e Z Abbau ıhrer
Schulden drıngend bräuchten, da VOT allem S1Ee sehr hoch verschuldet sınd

Beeinträchtigung der Fähigkeit der Entwicklungsländer DÜ SelbstversorgungSubventionierte Agrarausfuhren der verringern nıcht 1U  _ die Exporterlöse
VO Miıtanbıietern aus Entwicklungsländern, sondern können auch deren Selbst-
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versorgung mMı1ıt Nahrungsmitteln gefährden. Dıies 1St annn der Fall, WenNnn die bıllı-
oCH Exporte der hne Importbeschränkungen 1ın die Binnenmärkte der Ent-
wicklungsländer eindringen un! dıe Preise konkurrierender heimischer
Nahrungsgüter unterbieten. So ließen beispielsweise Getreideimporte AaUS$S Frank-
reich dıe einst blühende Hirseproduktion 1m Senegal schrumpfen und schuten
eiıne Importlücke, die 1U ständıge Einfuhren VO Weıizen un Reıs ach sıch
zıeht. Ogar eıne mMı1t Entwicklungshiltegeldern aufgebaute Agrarproduktion annn
den verbilligten Eintfuhren AaUus der ZU Opfter allen, W1€ das Beispiel eınes
Rindermastprojekts 1n Ferkessedougon (Elfenbeinküste) zeıgt. Das VO der (SeC
sellschaft tür Technische usammenarbeıt mı1t Bundesmutteln errichtete
Projekt wurde unrentabel, als EG-Rindfleisch, das auf bıs 79 Prozent des
ropäıischen Erzeugerpreıises heruntersubventioniert worden WAar, 21 bıs 45
Prozent des Ookalen afrıkanıschen Verkauifspreıises auf den Markt kam ®6

Begrüfßt werden verbilligte EG-Agrarausfuhren treiliıch VO Regierungen der
Länder der Dritten Welt, die auf Nahrungsmitteliımporte angewıesen sınd Ange-
sıchts chronıschen Devisenmangels und rückender Auslandsschulden bedeuten
solche bıllıgen Importe nämlıch 7zumındest kurzfristig eıne Entlastung tür diese
VOT allem aArmeren Entwicklungsländer. Auf längere Sıcht treıilich erweılst sıch die-
SCGI: kurzfristige Preisvorteil als sehr fragwürdıg un: wiırd sıch in den meılsten Fäl-
len A4US folgenden Gründen 1Ns Gegenteıl verkehren:

Die Verbraucher ın Entwicklungsländern geben den bıllıgen Nahrungsim-
pOrteN den Vorzug VOT dem einheimıschen Angebot, W as dıe Nachfrage ach 1N-
ländischen Erzeugnıissen senkt un: dıe landwirtschattlichen Erzeugerpreıise
drückt. Damıt geht der Produktionsanreız $ür die Bauern 1ın der rıtten Welt VC1:=

loren. S1e zıehen sıch AUS der Markt- un eventuell auch A4US der Eigenproduktion
zurück un machen weıtere Nahrungsimporte notwendig.

Dies führt haufıg auch veränderten Verbrauchsgewohnheıiten, Zr Be1-
spıel ZUguUuNstEN des qualitativ besseren der NUur als überlegen eingeschätzten Im-

portweızens. Damıt verfestigt sıch der Verdrängungseffekt gegenüber einheim1-
schen Getreideproduzenten, dıe ıhre tradıtionellen Früchte Ww1€ Maıs, Hırse oder
Sorghum nıcht mehr absetzen können.

Aufgrund der Bodenqualität un: des Klımas können 1ın einıgen Regionen
der Dritten Welt Z W al die CNANNTLEN tradıtionellen Getreidearten, nıcht aber
Weızen angebaut werden. Selbst WECNL S1€e wollten, könnten sıch dıe Bauern Oort
nıcht auf veräiänderte Verbrauchsgewohnheıiten umstellen.

Bıllıge Agrarımporte vertühren die Regierungen VO Entwicklungsländern
dazu, dringende Reformmaflßßnahmen ur Stärkung der Leistungsfähigkeıit ıhrer
Landwirtschaftten autfzuschieben. Dıies oilt Z Beispıel Hür Landreftormen der
gerechtere Preıise für die Bauern.

In verstärktem Ma{iß gelten die eben ZENANNTLEN Argumente bei Nahrungs-
mıttelhilfe, dıe den Regierungen der Entwicklungsländer me1lst kostenlos Z Ver-
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fügung gestellt wırd Seine diesbezüglichen Bedenken tormuliert der Weltent-
wicklungsbericht 1986 „Der Umfang der Nahrungsmittelhilfen hängt mehr
VO den Bedürtnissen der Geberländer als VO denen der Empfängerländer ab
Die Geberländer sahen 1ın der Nahrungsmittelhilfe eınen bequemen Weg ZU
Abbau überschüssiger Lagerbestände.“ Zusätzlich den oben CNaNNteEN Eın-
wänden spricht dıe Probleme der Verteilung der Nahrungsmittelhilfe un: der
Ineftftizienz der mıt ıhr verbundenen Entwicklungsprojekte un schliefßt mıt
der Feststellung: „Wenngleıich diese Probleme dıe Nahrungsmittelhilfe nıcht
ogrundsätzlıch 1ın rage stellen, zeıgen S1€e doch, W1€ die Grenzen ıhrer Eınsatz-
möglıchkeiten den Wert dieser Hılte wesentlich reduzıeren können.“7

Destabilisierung der Weltagrarmärkte
Auf dreıtache Weıse vergrößert dıe EG-Agrarpolitik die Preisschwankungen

autf den Weltagrarmärkten un destabilisiert S1Ee damıt:
Das Aufenhandelsinstrument der varıablen Abschöpfungen schirmt die

Bınnenmärkte wichtiger EG-Agrarprodukte VO den Preisschwankungen der
Weltagrarmärkte aAb un stabıilisiert die EG-Bıinnenpreıise. Stabilisierte Bınnen-
preıse aber hındern Erzeuger und Verbraucher 1ın der der üblıchen Markt-
reaktion, den Preisausschlägen der Weltmärkte dadurch dämpfend CENTISECSCNZU-
wırken, dafß S1Ce beispielsweise bei Preissteigerungen, dem Ausdruck der
Knappheıt eınes Gutes, NC} diesem (Zut mehr 1anbieten bzw wenıger nachfragen.
Die eıstet nıcht 1L1UTr keinen Beıtrag A Uß Abbau der Schwankungen der Welt-
märkte, sondern verstärkt S1Ee 9 ındem S1Ee die 1ın ıhrem Innern entstandenen
Mengenschwankungen auf dıe Weltmärkte exportıiert.

Ebenso nımmt dıe EG-Agrarpolitik den prıyvaten Lagerhaltern ın der
den Anreız, eınen Beıtrag ZUr Stabilisierung der Weltmarktpreise eısten. In-
dem S1e ıhnen ZU eınen be] der Austuhr VO Agrargütern jederzeıt Exporterstat-
tLungen zahlt, macht S1E CS für die Lagerhalter unınteressant, beispielsweise Erst
annn dıie Lager abzubauen, WECNN dıe Weltmarktpreise entsprechend gestiegen
sınd, MmMI1t der zusätzlıch angebotenen Menge nıedrigeren Preisen beizu-
tragen. Zum andern erschweren dıe häufig unvorhersehbaren agrarpolıitischen
Entscheidungen der EG-Kommıissıon un des Mınısterrats eıne vernünftige Kal-
kulation der Lagerhalter un: verringern deren möglichen Stabilisierungsbei-
ırag

Indirekt destabilisiert die EG-Agrarpolitik dıe Weltagrarmärkte, WE die
durch ıhre Ma{fsßsnahmen vergrößerten Preisschwankungen auf den Weltmärkten
andere Länder azu veranlassen, sıch ebentalls VO den Preiseinflüssen der Weelt-
agrarmärkte abzuschotten un: damıt ihrerseıts die Preisschwankungen V.Gıi=

schärfen8.
Berechnungen des Weltentwicklungsberichts 1986 zufolge vinge das Ausmalß

der Preisschwankungen auf dem Weltmarkt tür Weızen 33 bıs 48 Prozent
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rück, talls alle Industrieländer hre Agrarpolitik lıhberalisıerten. Fur den Fall, da{ß
NUur dıe diesen Schritt unternäihme, würde ach eıner anderen Studie das AuS-
ma{ der Preisschwankungen auf den Weltmärkten für Getreide unnn Z iınd-
fleisch F Zucker 16,3 un Butter 24,5 Prozent 1abnehmen?.

Für Entwicklungsländer bedeutet eıne orößere Instabilıtät der Weltagrarpreise
7weiıerleı: Zum einen tretffen VOT allem Kleinbauern 1ın der Dritten Welt iıhre Pro-
duktions- und Investitionsentscheidungen ach eiınem ausgepragten Sıcherheıits-
kalkül,; be1 unvorhersehbaren Klimaeıinflüssen und ohnehın knapper Mittel-
ausstattung ıhre Exıstenz nıcht gefährden. Kommt 1U 1ın orm erhöhter
Preisinstabilität eın weıterer Rıisıkotaktor hınzu, werden S1€e auf sıcherere, aber
wenıger rentable Produkte umsteı1gen un dadurch Einkommenseinbufßen erle1-
den Zum anderen mussen Regierungen VO Entwicklungsländern, dıe be1 e1gE-
N  —_ Erntedetiziten auf Nahrungsimporte angewıesen sınd, be1 übergroßen
Schwankungen der Weltagrarpreıise entweder 7zusätzliche Finanzmiuiıttel bereıithal-
ten der eıne orößere Lagerhaltung betreıiben. So bındet die Abdeckung eınes CI =

höhten Ernährungsris1ikos zusätzliche Mittel, dıe anderen Entwicklungsvorhaben
verlorengehen.

Behinderung der Weiterverarbeitung V“ON Agrarrohstoffen
Entwicklungsländer werden besonders art getrolfen, Wenn ıhre verarbeıteten

andwirtschafttliıchen Exportguter seıtens der der anderer Industrieländer mi1t
höheren Z öllen der mMIıt stärkeren sonstigen, SOgeNANNLECN „nıchttarıfären Han-
delshemmnıssen“ belegt werden als unverarbeıtete Agrarausfuhren. Dabe:i hat
selbst eın geringer Zollsatzunterschied 7zwischen verarbeıteten CGsutern und Roh-
produkten eıne hohe Protektionswirkung.

Man nehme ZU Beispiel A 70 Prozent der Kosten verarbeıteten Leders ent-

tallen auf den auf VO Rohhäuten, die VO allen Ländern auf dem Weltmarkt
ZUE gleichen Preıs bezogen werden können. Der Unternehmer eınes Entwick-
lungslandes, der Leder ZUuU Weltmarktpreıs VO  - Dollar herstellt, verdient also
0,30 Dollar, die ıhm Z Bestreıten seıner Arbeıts- und Kapitalkosten und als
Gewınn übrigbleiben. Der durch eınen Zollsatz VO Prozent geschützte Fabri-
ant eınes Industrielandes ann jedoch das auf dem Weltmarkt tür Dollar ab-
setzbare Produkt 1m Inland tür 1,04 Dollar verkauten. Somıt verdient 0,34
Dollar, also 13,5 Prozent mehr als der Produzent 1im Entwicklungsland. Wl der
Unternehmer aus der Dritten Welt seıne Ware an Industrieland absetzen, MUu

tolglich 1535 Prozent wirtschaftlicher arbeıten als der OIrt ansassıge Anbiıieter.
Der „Effektivzoll“ als Ausdruck der -tatsächlichen Protektionswirkung 1St 1ın die-
SC Fall also 3,3mal hoch W1€ der zugrundeliegende nominelle Zollsatz.
er Weltentwicklungsbericht 1986 zeıgt Beispiel VO CUuIl Agrarımportguü-

tern der un anderer Industrieländer die unterschiedliche Belastung verarbei-
un: unverarbeıteter Produkte AUS Entwicklungsländern mı1t Zöllen un
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nıchttarıfären Handelshemmnissen. Beispielsweise beträgt der durchschnittliche
Zollsatz ftür Frischobst 4,8, der für zubereıtetes bst dagegen 14,4 Prozent. Dar-
ber hınaus sınd A0 Prozent des Importwerts VO Frischobst, aber 54 Prozent des
Importwerts VO zubereıitetem bst VO nıchttarıfären Handelshemmnissen be-
troffen. Ahnliches oilt ach den Angaben der Weltbank für Fısch, Gemüse, Kaf-
fee, Kakao, Ole, Tabak, Kautschuk un: Leder10.

Solch eine unterschiedliche Behandlung verarbeiteter un: unverarbeiteter (5U-
ter legt dıe Entwicklungsländer auf die Raolle VO Rohstofflieferanten fest un
hındert S1e Aufbau eıner eıgenständıgen Verarbeitungsindustrie. Ihnen gehendamıt entwicklungspolitisch bedeutsame Beschäftigungs- un: Eınkommenseffek-

verloren SOWI1eEe dıe Chance, ıhre Bevölkerung besser 7 qualifizieren.
Mittelbindung Lasten der Entwicklungshilfe

Wıe schon ZSECSAQT, vab dıe 1986 47,1 Miılliarden AUT Fınanzıerung ihrer
Agrarmarkt- un: -preispolitik AausS, W as knapp 63 Prozent des EG-Haushalts EeNL-
sprach. Im ogleichen Jahr brachten die Miıtgliedsländer der tür bı- un multi-
laterale Entwicklungshilfe 355 Milliarden auf Noch 1980 vab CS eınen UNSC-tähren Gleichstand beıider Vergleichsgrößen be] rund Miılliarden Daraus
Tolgt, da{ß VO 1980 bıs 1986 die EG-Marktordnungsausgaben mMIı1t eıner durch-
schnittlichen Zuwachsrate VO Ö Prozent PIO Jahr wesentlich schneller stiegenals dıe Entwicklungshilfeleistungen der EG-Länder miı1t rund 3,4 Pro-
ZCeNT Zuwachs PTIO Jahr
j mehr Finanzmuittel bei begrenzter Ausdehnungsfähigkeit öffentlicher Haus-

halte jedoch dıe Aufrechterhaltung der kostspieligen EG-Agrarmarktordnungen
beansprucht, mehr VEr cngt sıch der Spielraum des Etfats; der eıner Auf-
stockung europäıischer Entwicklungshilfeleistungen herangezogen werden annn
Bezieht INan och wıssenschaftliche Forschungsarbeit und poliıtische Verhand-
lungszeit auf europäıischer Ebene ın die Überlegungen ein, oilt auch jJer je
mehr begrenzte wıssenschaftliche un polıtische Ressourcen die Entwırrung des
internen Problemknäuels der EG-Agrarpolitik absorbiert, wenıger Kapazı-
tat bleibt frei, bei der Lösung der Probleme der rıtten Welt mıtzuhelfen.

Abhängigkeit der Entwicklungsländer VO Einzelentscheidungen der
Die VO Eıgeninteressen der geleitete europäıische Agrarpolıtiık behält CS

sıch VOL, außenwirtschaftliche Eınflüsse, die sıch den Protektionsmauern VOTI-
be1 1m EG-Bınnenraum störend bemerkbar machen, durch manchmal kurzfristige
Ad-hoc-Entscheidungen abzustellen. eiım (erwarteten) Eıntreten ernsthafter,
durch Importe oder Exporte verursachter Marktstörungen sınd die EG-Kommıis-
S10N un be] besonderer Dringlichkeıit die Miıtgliedsstaaten durch SOgENANNLTE O1-
cherheitsklauseln iın den Marktordnungen ermächtigt, Je ach Produkt bestimmte
Gegenmafsnahmen ergreıten, W1€ ZU Beıispiel die Importe oder Exporte 4aUS-
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ine Übereinstimmung miıt den Regeln des VE 1ST be1 diesen Sıcher-
heitsklauseln och gegeben, strittig 1St S1Ee 1aber be1 sogenannten freiwillıgen
Selbstbeschränkungsabkommen.

Zu eınem solchen Abkommen wurde Thaıiland 19872 VO  — der genötigt. Dar-
1ın wurde festgelegt, die thailändischen Tapıokaausfuhren 1in die VO 74 Miıl-
liıonen Tonnen 1982 übergangslos auf künftıig Miıllıonen Tonnen kürzen.
Thaıiland konnte Z W alr Ausgleichszahlungen ZUTr Umstellung seiner Produktion
aushandeln, aber diese unzureichend, da{fß S1Ee nıcht verhindern konnten,
da{ß sıch dıe Einkommens- un: Ernährungssituation 1m Nordosten des Landes,

sıch die Bauern SanNz auf die Tapıokaausfuhr ach Europa eingestellt hatten,
drastisch verschlechterte. Falsche, weıl überhöhte EG-Getreidepreise hatten dıe
Suche ach bıllıgem Futter WI1e€e dem Tapıoka ausgelöst. Das Importfutter VCI-

drängte zunehmend einheimisches Getreide AaUuS der Fütterung un Irug damıt
A Entstehen riesiger Getreideüberschüsse 1n der be1 )Das Ansteigen der
Futtermittelimporte und, teilweıise dadurch bedingt, der Getreideüberschüsse VGI=

anlafßte dıe annn ZU Abschlufß des ZENANNICH Selbstbeschränkungsabkom-
1NECNNS Thailändische Bauern muften dıe Anpassungslast eıner EG-ıintern VeCT=-

ursachten Agrarproblematık LFagecnN
Eın weıteres Beispiel solcher diskriminıerender Einzelentscheidungen vab dıe

EG-Kommissıon, als S1e ach dem schwach verlaufenen Exportgeschäft des NAOTS

jahrs VO Februar 1986 dıe Ööhe der Exporterstattungen für Butter, But-
teröl un Magermilchpulver nıcht mehr generell veröftentlichte, sondern S1€e erst

kurzfristig den Exporteuren vertraulich mıiıtteilen jeß Damıt sollten unıntormıier-
Mitanbieter aus Nicht-EG-Ländern VO  a} eınem Unterbieten des EG-Export-

preıses auf den Weltmärkten abgehalten werden 12. Diese agoreSSIVE E xXpOLtsStrate-
z1€ Lırug Au bel, da{fß die brasılianısche Milchproduktion 1956 7zusammenbrach.

Ansätze T: Neuorientierung der EG-Agrarpolitik

Die vorhergehenden Ausführungen wollten zeıgen, w1e die bisherıige, Z.UXI 1:

SUNs ınterner Probleme konzıpılerte europäische Agrarpolitik eıne Eigendynamık
entfaltet, die mıiıt negatıven Wırkungen tür dıe Dritte Welt verbunden
ISt Mehr als andere Drittländer siınd die Entwicklungsländer Opfter der

Agrarpolitik, da S1e 1n besonderem Ma{iß VO Agrarsektor abhängen, 1LLUT ber CT
ringe Verhandlungsmacht verfügen un: ohnehın schon Unterentwicklung,
Verschuldung und Armut leiden.

Ebenso wWwW1€ eıne ethisch verantwortungsbewulste Einzelpersönlichkeit hat 1aber
auch eın supranationales Gebilde w1e€e die dıe Aufgabe, dıe schädlichen Folge-
wırkungen ıhres Handelns tür andere berücksichtigen un sıch eıne Kor-
rektur bemühen. Es entspricht der ‚Pflicht ZUT Solıdarıtät“ (SRS Q Ww1€ die
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Enzyklika „Solliıcıtudo Rei Socıialıs“ durchgängiıg betont, dabei vorrangıig dıe
Lage der ÄI'I’I‘IStCI'I 1n Betracht zıehen un VO ıhr her entscheıiden.

Für dıe Neugestaltung der EG-Agrarpolitik ergeben sıch dabei aus entwick-
lungspolitischer Sıcht tolgende Ansatzpunkte:

Vordringlich 1st der Abbau der Exporterstattungen für die EG-Agrarexpor-
b die ın oravıerender Weıse die Export- un: Selbstversorgungsinteressen VO

Entwicklungsländern verletzen, W1€ CS auch dıe Kommıissıon Weltkirche der
Deutschen Bıschofskonferenz verlangt. Um dıe Wıillkür bei der Gewährung der
Exportbeıihilfen auszuschlıießen, ware ın eiınem ersten Schritt die strikte Befol-
>bö  T  ung der dıiesbezüglichen GATT-Regeln tordern, dıe entweder schon bestehen
der och auszuhandeln Sind. Solange aber die Exportsubventionierung den viel-
tach yünstıgsten Weg der Verwertung europäıischer Agrarüberschüsse darstellt,
werden dıe EG-Exporterstattungen 1Ur ann SANZ abzubauen se1n, WenNnn dıe
EG-Agrarproduktion zumındest aut die öhe der heimischen Nachfrage zurück-
geführt wırd Dıieses Ziel Alst sıch nıcht mıiı1t eıner Strategıe erreichen, die Ma{$s-
nahmen ZUT Mengenbeschränkung (Kontingentierung) mıt eiıner Hochpreispoli-tik verbindet. Der polıtische Verteilungskampf erlaubt CS nämlıch nıcht,
Produktionsmengen auf das ertorderliche Ma{( kürzen, W1€ die Erfahrungender kontingentierten Zucker- und Milchmärkte zeıgen. Ebensowenig lassen sıch
alle Agrargüter zuverlässig hınsıchtlich des Produktionsumfangs kontrollieren.
Sıgnale ZzUuU Abbau VO Überschüssen werden deshalb 1L1LUTr VO deutlich sinken-
den Preisen ausgehen können. 1ıne solche Preispolitik wırd aber 1LUFr ann polı-tisch durchsetzbar un so7z1al verträglich se1n, WeNnNn sS1Ce durch direkte, produk-
tiıonsneutrale Einkommensbeihilfen für die europäıschen Bauern erganzt wırd

Ebenso W1€ mMI1t den Fxportsubventionen mulfß ach den Worten der Kom-
m1ıssıon Weltkirche der Deutschen Bıschofskonferenz „mıit dem Protektionismus
CC den Import VO Agrarerzeugnıissen AaUus Entwicklungsländern Schlufß 24 Sa
macht werden“. Würde diese Forderung 1m Sınn eıner generellen Öffnung des
europäıischen Agrarmarkts für die Importe aller Welthandelsländer verstanden,
würde S1E Z eınen auf den heftigsten Protest der europäıschen Bauern stoßen
un: deswegen undurchführbar se1IN: 7A BB andern würde ıhre Realisierung den
Entwicklungsländern selbst nıcht allzu viele Vorteıile bringen, da diese den ber-
legenen Agrarexporteuren w 1€e Australıen, Neuseeland, Kanada un den USA bei
der Austfuhr iın dıe meıst nıcht gewachsen sınd Politisch durchsetzbarer un
für die Entwicklungsländer ergiebiger 1St daher ohl der weıtere Ausbau der 7W1-
schen der un den Ländern der rıtten Welt bestehenden Sonderabkommen,
W1€ des Lome-Vertrags MI1t 66 Entwicklungsländern des afrıkanıschen, karıbi-
schen un: pazıfıschen Raumes AKP-Staaten) Hınsıchtlich des Lome-Vertrags
könnte 1es beispielsweise heıißen, dıe Mengen der ungehindert ın die ZUQC-
lassenen Zucker- un: Rındfleischimporte AUS Entwicklungsländern erhöhen
und ähnliche Regelungen auch für andere EG-Marktordnungsprodukte tref-
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ten Dabeı1 ware aber die EG-Produktion iın Söhe der zugestandenen Eintuhr-
MECNSCH verringern, verhindern, da{fß dıe (durch dıe Wiederaustuhr
der Aaus den Entwicklungsländern bezogenen un innerhalb der selbst 1m
UÜberfluß produzıerten Guter) das Weltmarktpreisniveau senkt bzw weıtere Ex-

derselben Entwicklungsländer aut den Weltmärkten verdrängt. Unerläßlich
1St Cs schliefßlich, da{fß die gegenüber Agrargütern AUS der Dritten Welt die mıt
steigendem Verarbeitungsgrad wachsende Belastung mıt Zöllen und niıchttarıfären
Handelshemmnissen aufg1bt.

In den etzten Jahren hat die konzeptionelle Fortschritte bei der Bereıt-
stellung VO  a Nahrungsmittelhilfe die Dritte Welt gemacht. SO werden solche
Hiılfslieferungen stärker iın längerfrıistige Ernährungsstrategien eingebunden, un
im VOTrauUuUs vereinbarte naturale Lieterungen können be1 Ernten der Ent-

wicklungsländer durch zweckgebundene Finanzmiuiıttel EerSetzZt werden.
Anderungsbedürftig aber 1St der ach Ww1e€e VOT yültige Grundsatz, die Nah-

rungsmittelhilte AUS den Beständen der bereitzustellen. Diese Polıitik führte
dazu, da{fß NUur rund 10 Prozent des EG-Nahrungsmittelhilfebudgets Au VCI-

wendet wurden, iın Ländern der Dritten Welt UÜberschüsse aufzukauten un ın
benachbarte Mangelländer 1etern. Es sprechen aber QuLEC Gründe tür diese
orm eınes Dreiecksgeschäfts: Es An schneller geliefert werden, die Produk-
tionsanreıze iın den UÜberschußländern bleiben erhalten, die Produkte entsprechen
den Ernährungsgewohnheıiten der Empfängerländer un der Süud-Süd-Handel
wırd gefördert. Nıcht die Gemeinschaftspräferenz, sondern der Aufkauf VO  a} ın
der Drıitten Welt EerZeUSgLEN Nahrungsgütern müfte also 7A86 Regel europäıischer
Nahrungsmittelhilfe werden 15

ine zweıte Forderung bezieht sıch aut den Umfang der Nahrungsmittelhilfe.
WÄährend Katastrophen- un Nothıilfe, die bislang LLUT eiınen Anteıl VO Pro-
iAÄel nı der Nahrungsmittelhilfe ausmachen, aus humanıtären Gründen
yeboten sınd, vermas VOT allem die mengenmäßıg bedeutsamste Liefertorm des
„bulk supply“ die langfristige Selbstversorgung der Entwicklungsländer mM1t Nah-
rungsmitteln Z untergraben. Be1 dieser Lieferform werden den Regierungen VO

Entwicklungsländern Nahrungsgüter ohne Verwendungsplanung ZU  — Vertügung
gestellt, die dıese annn me1st aut dem okalen Markt verkaufen. Sıe 1St deshalb
aufzugeben. Nur eıne möglichst un: überlegt eingesetzte Nahrungsmit-
telhilte vVermag nachhaltige Entwicklungsimpulse T vermuıitteln.

Damıt das vorgelegte Konzept eıner entwicklungsländerfreundlicheren
Agrarpolitik nıcht dıe FExıstenz VOT allem kleinerer Landwirtschaftsbetriebe iın der
E gefährdet, bedarf CS erheblicher Strukturanpassungsmafßsnahmen iın den Indu-
strieländern selbst. Landwirte valten bislang 1Ur als Produzenten VO Nahrungs-
mıiıtteln un wurden auch 1Ur daftür bezahlt. Andere VO ıhnen erbrachte Leıistun-

SCH, w1€ ZUuU Beispiel möglichst schadstoffarme Nahrungsmaittel, langfristig
gesicherte Bodenfruchtbarkeıt, sauberes Trınkwasser, artgerechte Tierhaltung,
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Erhaltung des Lebensraums und des Artenreichtums VO Flora un Fauna un
die Bewahrung einer vielfältigen Kulturlandschaft, wurden ZWar VO Rest der
Gesellschaft vewünscht un SAaNzZ selbstverständlich in Anspruch 22  MMECN, aber
aum als solche entlohnt. Ganz Recht ordert deshalb das Zentralkomitee der
deutschen Katholiken, diese mı1ıt vıiel Aufwand erbrachten „landeskulturellen Lie1l-
stungen“ als neben der Produktion VO Nahrungsmitteln „gleichgewichtigen LE
stungsbereich“ bäuerlichen Wırtschaftens anzuerkennen un mıt einem eigen-
ständıgen, flächenbezogenen „Bewirtschaftungsentgelt“ entlohnen14. Hınzu-
kommen müfsten auf Flächen und T1ıerbestand bezogene Bewirtschaftungsober-
SYCNZCN, U1n eıner orofßßindustriellen Agrarfabrıiıkation eıne bäuerlich
strukturierte und umweltverträgliche Agrarbewirtschaftung sıcherzustellen.

Dıi1e EG-Agrarpolitik iIim Interesse der Entwicklungsländer N  e auszurichten,
verlangt zwangsläufig Opfter auf europäıischer Seıte. Es ware aber völlig UuNgE-
recht, 1L1UT eıner Bevölkerungsgruppe, nämlich den Bauern, dieses Opfter aufzu-
bürden. Deshalb muf( die internationale Solidarıität einhergehen mıt eiıner „Solida-
rıtät 1mM Innern eıner jeden Gesellschaft“ (SRS 59), damıt alle Bürger der
Industrieländer in gerechter Weıse die Lasten notwendıger Strukturreformen
QUNSTIEN der Drıiıtten Welt un letztlich der ÄArmen Ort mıttragen.
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